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von Bodo Ramelow

Die neuen Koalitionäre in Ber-
lin zementieren die Niedriglohn-
strategie. Statt eines längst not-
wendigen gesetzlichen Mindest-
lohns hat man sich lediglich auf
ein Verbot sittenwidriger Löhne
geeinigt, die ein Drittel unter dem
branchenspezifischen Durch-
schnittslohn liegen.

CDU/CSU und FDP haben sich
für ein politisches Täuschungsma-
növer entschieden, anstatt mit ei-
nem Mindestlohn in Deutschland
für europäische Normalität zu
sorgen. Die getroffene Einigung
ist eine schlimme Mogelpackung
und eine zynische Verhöhnung
derjenigen, die von diesem Geld
leben müssen. So liegt das Tarif-
entgeld für Gesellinnen des Fri-
seurhandwerkes bei einem Filial-
netz in Thüringen gerade einmal
bei 3,89 Euro in der Stunde. Wie
bitter muss es für eine Beschäftigte
sein, bis zu 30 Prozent weniger ak-
zeptieren zu müssen?

Auch die SPD in Thüringen hat
sich sehr schnell von ihrer Forde-
rung nach einem gesetzlichen
Mindestlohn verabschiedet und
den beschäftigtenfeindlichen Vor-
stellungen der CDU angenähert.
Damit ist eine der Hauptforderun-
gen der SPD im Landtagswahl-
kampf nach der Wahl wie eine Sei-
fenblase geplatzt. Konsens von
SPD und CDU ist ein wirkungslo-
serAppell für mehrTariftreue. Eine
Bundesratsinitiative aus Thürin-
gen für einen gesetzlichen Min-
destlohn wird es somit nicht ge-
ben, der Vertrauensverlust der So-
zialdemokraten in der Bevölke-
rung wird weiter zunehmen.

Dass Thüringen bundesweites
Schlusslicht in der Entlohnung
bleibt, verantwortet ab jetzt auch
die SPD mit. LINKE und Grüne
aber waren sich einig, für einen
gesetzlichen Mindestlohn einzu-
treten.

Christoph Matschie persönlich
hat im Juli als ersten Schritt für
die neue Wahlperiode des Land-
tags ein Thüringer Mindestlohn-
gesetz angekündigt, wie es immer
noch auf der Internetseite der SPD
nachzulesen war. Das Gesetz sei,
so Matschie in der Ankündigung,
„gegen Hungerlöhne“ in Thürin-
gen gerichtet. Dieses Wahlver-
sprechen der SPD wird jetzt bru-
tal gebrochen. Ich bin gespannt,
wie Herr Matschie seinen Wählern
erklärt, dass solche Löhne auf ein-
mal akzeptabel sind.

W irkungsloser Appell

Thüringen braucht ein Gesetz für die
Vergabe öffentlicher Aufträge. Da-

mit soll festgeschrieben werden, dass
nur diejenigen Unternehmen öffentliche
Aufträge erhalten, die ihren Arbeitneh-
mern mindestens einen Stundenlohn
von 8,00 Euro zahlen.

Diese Forderung steht seit fünf Jah-
ren auf der Agenda der Fraktion DIE
LINKEimThüringerLandtag.Am7.Ok-
tober hat sie erneut einen Gesetzent-
wurf eingereicht nachdem in der 4. Le-
gislaturperiode insgesamt drei Entwür-
fe für ein Thüringer Vergabegesetz ein-
gebracht worden waren. Dazu fanden
öffentlicheAnhörungen statt sowie Be-
ratungen im Wirtschaftsausschuss.
Letztlich wurden alle Gesetzesvorlagen
mit CDU-Mehrheit abgelehnt. Die CDU
beharrte auf ihrer Position, die Thürin-
gerVergabe- Mittelstandsrichtlinie bie-
te ausreichende Regelungen.

DIE LINKE steht konsequent dafür,
dass kleine und mittelständische Un-
ternehmen Rechtssicherheit brauchen,
wenn es um die Vergabe von öffentli-
chen Aufträgen im Freistaat geht. Das
kann eine Richtlinie nicht gewährleisten.
Sie muss durch ein modernes Thürin-
ger Vergabegesetz ersetzt werden. Der
Gesetzentwurf der LINKEN enthält ver-
bindliche Regelungen in den Bereichen
Tariftreue, Förderung der Gleichstellung
von Mann und Frau, umweltverträgli-
che Beschaffung sowie Kontrollme-
chanismen und Sanktionen. Kernstück
des Gesetzentwurfs sind die Forderung

Verbindliche Regelungen für
öffentliche Aufträge
DIE LINKE hat erneut Entwurf für ein modernes Thüringer Vergabegesetz eingereicht

nach einer EU-rechtskonformen Tarif-
treueregelung sowie die Maßgabe, dass
Unternehmen, dieAufträge des Landes
erhalten, verpflichtet werden, den Ar-
beitnehmern mindestens 8,00 Euro Stun-
denlohn zu zahlen.

Im Jahr 2008 hatte der Europäische
Gerichtshof das so genannte Rüffert-
Urteil ausgesprochen und damit die
deutschlandweit bestehenden Vergabe-
gesetze gekippt, welche die Einhaltung
ortsüblicher Tarife verankert hatten.
Das imApril verabschiedete Bundesge-
setz zur Modernisierung des Vergabe-
rechts beinhaltet eine Umsetzung der
Kann-Regelungen zu sozialen und um-
weltbezogenen Kriterien aus dem EU-
Recht.

Die Änderung des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen erlaubt,
dass für dieAuftragsausführung zusätz-
licheAnforderungen anAuftragnehmer
gestellt werden können, die insbeson-
dere soziale, umweltbezogene oder in-
novative Aspekte betreffen, wenn sie
im sächlichen Zusammenhang mit dem
Auftragsgegenstand stehen und sich
aus der Leistungsbeschreibung erge-
ben.Andere oder weitergehendeAnfor-
derungen dürfen anAuftragnehmer nur
gestellt werden, wenn dies durch Bun-
des- oder Landesgesetz vorgesehen ist.
Demgemäß enthält der Gesetzentwurf
der LINKEN konkrete Regeln, nach de-
nen Aufträge nur an solche Unterneh-
men vergeben werden dürfen, die sich
mindestens an dieVorgaben desjenigen

Tarifvertrages halten, an den sie auf-
grund des Arbeitnehmer- Entsendege-
setzes gebunden sind.

Mit der Vorlage des Gesetzentwurfs
zur Vergabe öffentlicher Aufträge in
Thüringen setzt DIE LINKE einen der
ersten Punkte ihres Regierungspro-
gramms um und greift eine Forderung
des Thüringer Mindestlohnbündnisses
auf. In seiner im Juni an den Landtag
übergegebenen Petition wird auf die
Verabschiedung eines Tariftreue- und
Vergabegesetzes gedrungen, um Lohn-
armut und Lohndumping in Thüringen
entgegenzuwirken sowie umwelt- und
sozialpolitische Belange bei der Verga-
be öffentlicher Aufträge in Thüringen
zu berücksichtigen.

Spannend ist die Frage, wie sich die
SPD-Fraktion zu diesem Gesetzentwurf
im Plenum positionieren wird. Noch im
Juli hatte Christoph Matschie in einer
Pressemitteilungangekündigt:„Wirbrau-
chen einen gesetzlichen Mindestlohn,
der in ganz Deutschland gilt. Wo wir
aber schneller handeln können, tun wir
das. Deshalb will die SPD-Fraktion als
erste Initiative in der neuen Legislatur-
periode ein Thüringer Mindestlohnge-
setz für öffentlicheAufträge auf denWeg
bringen. Damit soll für öffentliche Auf-
träge ein eigener Mindestlohn als unte-
re Schutzgrenze gelten.Wir beginnen bei
öffentlichen Aufträgen und wollen Vor-
bild für alleWirtschaftsbereiche sein, auf
Existenz sichernde Löhne zu achten“

Dolores Hof

Auf seiner letzten Sitzung am 7.
Oktober hat das Bundeskabinett be-
schlossen, den Bundesanteil an den
Wohnkosten für Harz-IV-Empfänger
von rund 26 Prozent auf durch-
schnittlich 23,6 Prozent zu senken.
„Dies birgt immensen Sprengstoff
für die kommunalen Haushalte“, sag-
te Heidrun Sedlacik, Expertin für
Wohnungspolitik der Landtagsfrak-
tion DIE LINKE. Damit werden die
Kommunen erneut zum „Lückenbü-
ßer für den bröckelnden Sozialstaat
und eine verfehlte Sozialpolitik zu
Lasten der Betroffenen“.

Dabei ist die Lage schon jetzt so,
dass die kreisfreien Städte und Land-
kreise, statt wie versprochen um 2,5
Milliarden Euro entlastet zu werden,
inzwischen nahezu 25 Prozent ihrer

BundsenktAnteilfürUnterkunftskosten
Verwaltungsausgaben für diesen Be-
reich aufbringen müssen und ein Ende
der explodierenden Sozialausgaben ist
aufgrund der Krise nicht absehbar.

Die Abgeordnete verwies auf die
sehr differenzierten Regelungen der
Thüringer Landkreise und kreisfreien
Städte zur Erstattung der Wohnkosten.
„Gleiche Sachverhalte werden dadurch
ungleich behandelt. So ist es für die
Betroffenen unverständlich, warum in
Suhl für eine Wohnung von 85 Qua-
dratmetern 283,50 Euro erstattet wer-
den während es in Meiningen 390,00
Euro sind“, nannte Heidrun Sedlacik
ein immer wieder an sie herangetrage-
nes Beispiel.

Auch die Thüringer Wohnungswirt-
schaft klagt, dass Mietentscheidungen
nicht nachvollziehbar sind. Sie fordert

angesichts wachsender sozialer Span-
nungen klare Regelungen. Mehr
Transparenz und Einheitlichkeit in der
Rechtsanwendung, wie sie DIE LIN-
KE schon lange verlangt, sind drin-
gend notwendig – „und natürlich müs-
sen die angemessenen Wohnkosten in
Höhe der tatsächlichen Aufwendun-
gen ersetzt werden. Der Streit um die
Finanzierung darf nicht auf dem Rük-
ken der Betroffenen ausgetragen wer-
den.“

„Damit wird der Sozialstaat auf den
Kopf gestellt“, betonte die LINKEN-
Politikerin und forderte, dass sich der
Bundeszuschuss an den realen Kosten
der Kommunen für Unterkunft und
Heizung zu orientieren habe, um das
Recht eines Jeden auf eine menschen-
würdige Wohnung zu garantieren.
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K URZ UND PRÄGNANT

„Damit die direkt gewählten Bür-
germeister und Landräte ihreAufga-
ben erfüllenkönnen,müssensie sich
einer Mehrheit der Wähler sicher
sein. Die Abschaffung der Stich-
wahlen war ein großer politischer
und demokratischer Fehler der Thü-
ringer CDU“, sagte MdL Kuschel.
Die CDU hatte nach den Kommu-
nalwahlen2006,wosie inallenkreis-
freien Städten im zweitenWahlgang
dasAmt des Oberbürgermeisters an
Bündnisse von LINKE und SPD
verlor, die Stichwahlen abgeschafft.
Dagegen gab es massiven Protest.
SeitdemistbeieinzelnenBürgermei-
sterwahlen deutlich geworden, dass
Bewerber in das Amt gewählt wur-
den, die über eine geringe demokra-
tische Legitimation der Wähler ver-
fügen. „Damit sich dieser Demo-
kratieverlust bei denWahlen der eh-
renamtlichen Bürgermeister im Jahr
2010nichtverfestigt, solltederLand-
tag die Stichwahlen möglichst
schnell wieder einführen“, forderte
der Landtagsabgeordnete. Er kün-
digte deshalb an, dass DIE LINKE
parlamentarisch aktiv wird. Bereits
bei der durch die CDU durchgesetz-
ten Abschaffung der Stichwahlen
waren sich LINKE, SPD und B’90/
Grüne einig, dass der zweite Wahl-
gang beibehalten werden sollte.
„Für die Wiedereinführung ist also
eineparlamentarischeMehrheit vor-
handen,“ erklärte Kuschel.

„Thüringen braucht eine deutli-
che Funktional- und Verwaltungs-
reform, an deren logischem Ende
eine Gebietsreform steht. Nur zwei,
drei größere Landkreise zu bilden
oder ein bisschen an der Kreisfrei-
heit einzelner Städte herum zu dok-
tern, wird nicht helfen, grundsätz-
liche Probleme des Landes zu lö-
sen“, erklärte der designierte Frak-
tionsvorsitzende der LINKEN Bo-
do Ramelow. CDU und SPD hatten
sich in den Koalitionsverhandlun-
gen darauf verständigt, einzelne fi-
nanzschwache Landkreise aufzulö-
sen und die Kreisfreiheit von Ei-
senach und Suhl zu prüfen. „Es wird
nur aus akuten Finanzzwängen
heraus agiert, wesentliche Grund-
satzfragen über die Neuorganisa-
tion von Aufgaben werden völlig
ignoriert. Der Einstieg in den kon-
sequenten Abbau der über 70 Lan-
desbehörden und die Stärkung der
kommunalen Ebene sieht anders
aus. Wir erleben die erste Tatenlo-
sigkeit einer halbherzigen und mut-
losen Landesregierung“, sagte
RamelowunderinnerteandieWahl-
aussagen der SPD, dass eine
grundlegende Funktional-,Verwal-
tungs- und Gebietsreform unerläss-
lich sei und dass hierfür gemein-
sam mit der LINKEN im Interesse
der Menschen eine andere Politik
gemacht werden könne.

Demokratischer Fehler

E rste Tatenlosigkeit

Anlässlich der Veröffentlichung des
aktuellen „Bundeslagebildes Kor-

ruption“ durch das Bundeskriminalamt
verlangte Martina Renner, Landtagsab-
geordnete der Fraktion DIE LINKE, in
einer KleinenAnfrage an die Landesre-
gierung detaillierte Auskünfte zur Kor-
ruptionsbekämpfung in Thüringen.

So soll unter anderem geklärt werden,
wie hoch die Zahl der zur Anklage ge-
brachten Ermittlungsverfahren ist und
wie lang deren durchschnittliche Dau-
er oder auch wie viele der Fälle in Thü-
ringen der so genannten „strukturellen“
Korruption zuzurechnen sind. DIE LIN-
KE-Abgeordnete monierte, „dass in den
letzten Jahren in Thüringen bei der Kor-
ruptionsbekämpfung offensichtlich nicht
alle Möglichkeiten ausgeschöpft wur-
den. In Zukunft muss es einen koordi-
nierten Maßnahmeplan mit besonderem
Augenmerk auf denAspekt der Präven-
tion geben“.

In diesem Zusammenhang forderte
MartinaRennerdasEinrichteneines„An-
tikorruptionsregisters“,aus dem man zum
Beispiel mit Blick aufVergabeverfahren
„Schwarze Schafe“ der Branche entneh-
men kann, die sich bereits in Korrup-
tionsvorgänge verstrickt haben. Ein sol-
ches Register komme nicht nur dem Ruf
der jeweiligen Branche zugute, sondern
helfe auch den vielen Firmen, die täg-

Antikorruptionsbeauftragte in
Verwaltung und Privatwirtschaft
MdL Martina Renner: Koordinierter Maßnahmeplan mit besonderem Augenmerk auf Prävention

Die Fraktion DIE LINKE geht zügig
daran, Forderungen des Wahlpro-
gramms in den Thüringer Landtag ein-
zubringen. Auch zur aktiven
Arbeitsmarktpolitik liegt einAntrag vor,
wie die Abgeordnete Ina Leukefeld in-
formierte.

DarinwirddieLandesregierungaufge-
fordert, sich für die Fortsetzung des För-
derprogrammsKommunal-Kombieinzu-
setzen und bis zum Jahresende eine Kon-
zeption zur weiteren Umsetzung des Pro-
gramms in Thüringen vorzulegen. Da-
bei sollen die kommunalen Spitzenver-
bände einbezogen werden. Wichtiger
Anspruch der LINKEN: Thüringen soll
dann endlich eine ergänzende Landes-
finanzierungzurUnterstützungderKom-
munen zur Verfügung stellen, erläutert
Leukefeld.

Durch das Programm Kommunal-
Kombi sollen, so das Arbeitsministeri-
um, in Regionen mit besonders hoher
und verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit
zusätzlicheArbeitsplätze imgemeinwohl-
orientierten Bereich gefördert werden.
Ausdrücklich soll auf diese Weise „ein
Beitrag zur Stärkung der kommunalen
Strukturen und damit zum Aufbau von
sozialem Kapital vor Ort geleistet wer-
den“. Start warAnfang 2008, die förder-
fähigenRegionensindzum1.4.2009aus-
geweitet worden. In Thüringen betrifft
das fünf kreisfreie Städte und acht Land-
kreise.DasProgrammist jedochzunächst
begrenzt auf Anträge, die bis Dezember

2009 gestellt sind.
Die Möglichkeiten von Kommunal-

Kombi wurden in Thüringen unzurei-
chend genutzt, so erläuterte Ina Leuke-
feld. Den meisten Kommunen, die An-
träge stellen könnten, fehlen die Mittel,
um den geforderten Eigenanteil zu er-

bringen. Die CDU-Fraktion und die ab-
gewählteCDU-Landesregierungverwei-
gerten strikt eine Unterstützung aus
Landesmitteln.BereitsbeiDiskussionder
Landshaushalte2008/2009hattedieLIN-

KE gefordert, den Kommunen zu helfen.
Durch die Blockadehaltung der CDU

sind Thüringen in den letzten Jahren
Arbeitsfördermittel des Bundes in erheb-
licher Höhe verloren gegangen. Nur – in
Sachsen sind es dagegen fast 4.000 Stel-
len.Aus Sicht der Kommunen ist die feh-

lende Lan-
desunterstützung
der Grund dafür,
„dass im Freistaat
gerade imVergleich
zu anderen neuen
Ländern bislang
deutlich weniger
Stellen über den
Kommunal-Kombi
geschaffen wur-
den“, wie Loni
Grünwald, Zweite
Beigeordnete im
Landkreis Nord-
hausen, im Juni be-
tonte. Den Betroffe-
nen wird eine Be-
schäftigungsper-
spektive vorenthal-
ten.

Die LINKE will
erreichen, dass Lan-
desfördermittel zur

Verstärkung von Kommunal-Kombi in
den Haushaltsplänen der Jahre 2010/11
festgeschrieben werden.

S.W.

lich seriös ihre Arbeit machten.
Es müsse auch geprüft werden, wie

die Berufung von Antikorruptionsbe-
auftragten in der öffentlichen Verwal-
tung und in der Privatwirtschaft zur Be-
kämpfung und Prävention von Korrup-
tion optimal genutzt werden kann. Im
öffentlichen Dienst sollten Beschäftig-
te umfassend sensibilisiert werden, was
Korruption bedeutet. Schließlich mache
sie sich in der Praxis in vielen Fällen
gerade zu Beginn einer korrumpieren-
den Entwicklung in einer getarnten
Form bemerkbar.

Mit Blick auf die aktuelle Statistik des
BKA gab die Abgeordnete zu beden-
ken, „dass die recht niedrigen Zahlen
für Thüringen leider die Vermutung ei-
ner hohen Dunkelziffer nahe legen“. Sie
fordert daher auch, „mehr für die Kor-
ruptionsbekämpfung spezialisiertes Per-
sonal bei den Ermittlungsbehörden und
in der Justiz“. Je höher für die Beteilig-
ten das Risiko sei, Ziel von Ermittlun-
gen und Gerichtsverfahren zu werden,
je unattraktiver werde es, Korruption zu
betreiben. „Korruption ist auch ein De-
mokratieproblem, weil versucht wird,
rechtliche Reglungen z.B. in Vergabe-
oder Genehmigungsverfahren zu umge-
hen und auszuhebeln. Korruption ist
kein Kavaliersdelikt, sondern kriminel-
les Verhalten und ein direkter Angriff

auf die demokratischen Spielregeln des
Rechtsstaats“, so betonte Martina Ren-
ner. Sie kündigte an, dass der Kleinen
Anfrage noch weitere parlamentarische
Schritte im Problemfeld Korruption fol-
gen werden.

Im Jahr 2008 wurde vom Bundeskri-
minalamt (BKA) und den Landespo-
lizeidienststellen in 1.808 Korruptions-
verfahren ermittelt, was einem Anstieg
von rund 13 Prozent im Vergleich zum
Vorjahr (1.599) entspricht. Ein Großteil
der Ermittlungsverfahren (88%) betraf
den Bereich der strukturellen Korrupti-
on, also Fälle, bei denen die Korrup-
tionshandlung auf der Grundlage län-
gerfristig angelegter korruptiver Bezie-
hungen im Vorfeld der Tatbegehung
bewusst geplant wurde.

Bei der Zugehörigkeit der Tatver-
dächtigen zu Berufsgruppen und Bran-
chen liegen die Schwerpunkte bei den
„Gebern“ wie in denVorjahren im Bau-
und Dienstleistungsgewerbe, bei den
„Nehmern“ im Bereich der öffentlichen
Verwaltung. Für das Jahr 2008 lässt sich
gegenüber dem Vorjahr eine Zunahme
der Korruption im Bereich der Privat-
wirtschaft konstatieren, während der
Anteil der polizeilich bekannt geworde-
nen Korruptionsfälle im Bereich der all-
gemeinen öffentlichenVerwaltung stark
zurückgegangen ist.

MdLInaLeukefeld:FörderprogrammKommunal-Kombifortsetzen

Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE Martina Ren-
ner und Ina Leukefeld (v.l.) unmittelbar vor Beginn der
konstituierenden Sitzung des 5. Thüringer Landtags am
29. September.
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Wichtige Termine

Kinderbetreuung Kommunalausschuss Justiz

„Der Selbstbedienungsmentali-
tät der großen Stromkonzerne
muss Einhalt geboten und die
Stromversorgung als öffentliche
Aufgabe organisiert werden“, for-
derte der Fraktionsvorsitzende der
LINKEN im Landtag Dieter Hau-
sold. Während die Preise an der
Leipziger Strombörse um 8,5 Pro-
zent gesunken sind, stellen die
Konzerne ihren Kunden Preiser-
höhungen von bis zu 5,8 Prozent
in Rechnung. Die unterschiedli-
chen Preisentwicklungen müssten
dringend unter die Lupe genom-
men werden. Langfristig jedoch
gehöre die Energieversorgung in
die öffentliche Hand. „Bei ent-
scheidenden Infrastrukturfragen
müssen die Grundsätze von Demo-
kratie und Transparenz gelten –
und nicht Profitmaximierung von
Wirtschaftsbossen“, betonte Die-
ter Hausold.

Da auch der Bundesgerichtshof
die Möglichkeiten des Rückkaufs
von privatisierten Stromnetzen
durch die Kommunen ausdrück-
lich gestärkt hat, sei eine neue Lan-
desregierung gefordert, gemein-
sam mit den kommunalen Spitzen-
verbänden mögliche Optionen zur
Förderung der Rekommunalisie-
rung auszuloten. In den nächsten
Jahren laufen zahlreiche Konzes-
sionsverträge zwischen Kommu-
nen und Energieversorgern aus.
„Jetzt wäre die richtige Zeit für eine
grundlegende Neuorientierung,
wozu auch die Übertragung der
Netze in die öffentliche Hand ge-
hört.“

S trompreise

Der Vorstoß überraschte zunächst.
Bei den Koalitionsgesprächen mit

CDU und CSU fordert ausgerechnet
die FDP, Hartz IV abzuschaffen und
durch ein „liberales Bürgergeld“ zu er-
setzen. Doch schnell stellte sich her-
aus, dass es nur um einen Etiketten-
schwindel gehen sollte.

Als „perfiden Taschenspielertrick“
bezeichnet deshalb Ina Leukefeld, Ar-
beitsmarktexpertin der Fraktion DIE
LINKE imThüringer Landtag, denVor-
schlag der FDP. Die Höhe des FDP-
„Bürgergeldes“ entspreche genau dem
Hartz-IV-Durchschnitt.Auch der Druck
auf Arbeitslose durch massive Sank-
tionsmöglichkeiten sei weiterhin aus-
drücklich vorgesehen. Mit dieser Kri-
tik steht die Abgeordnete nicht allein.
Die „Hürden, die die FDP aufbaut, be-
vor jemand Bürgergeld beziehen kann,
sind fast genau so hoch wie bei Hartz
IV“, kommentiert die Financial Times
Deutschland, die der FDP eine „Mo-
gelpackung“ vorwirft, die „Augenwi-
scherei Bürgergeld“.

Doch es ist weit schlimmer, wie Ina
Leukefeld deutlich macht: „Das Kon-
zept bewegt sich komplett in der unso-
zialen Logik von Hartz IV. Man streicht
nur den berüchtigten Namen und kürzt
im Bundesmaßstab Sozialleistungen
noch weiter“, bilanziert sie. Das vorge-
sehene „Bürgergeld“ soll komplett pau-
schaliert werden, alle sonstigen steuer-
finanzierten Sozialleistungen entfallen.
Bei den Wohnkosten wird diese pau-
schalierte Summe oft zu gering ausfal-
len. Auch der Mehrbedarf für Schwan-
gere, Alleinerziehende und Schulkin-
der fällt weg. Zur wichtigen Frage der
aktiven Arbeitsmarktpolitik habe die
FDP überhaupt keine Antwort, so Ina
Leukefeld.

In einem Gespräch mit der Süddeut-
schen Zeitung betont Heidi Merk, die
Vorsitzende des Paritätischen Wohl-
fahrtverbandes, sie würde Hartz IV mit

„Bürgergeld“ komplett in der
unsozialen Logik von Hartz IV
FDP-Vorschlag ist ein „perfider Taschenspielertrick“ und eine „Mogelpackung“

seinen Unzulänglichkeiten „auf jeden
Fall“ dem FDP-Bürgergeld vorziehen.
Mit der totalen Pauschalierung werde
„die Lebensrealität des Einzelnen noch
weniger abgebildet“. Merk wirft der

FDP völlig zu Recht vor, nur an ihre ei-
gene Klientel – die „Besserdienenden“
– zu denken, die vom Bürgergeld so-
wieso nicht betroffen wäre.

Um das FDP-„Bürgergeld“ zu be-
kommen, müssten Betroffene genau
wie bei Hartz IV ihre Bedürftigkeit und
ihren „Arbeitswillen“ nachweisen, alle
Familienmitglieder wären weiterhin
gezwungen, die Einkommensverhält-
nisse offen zu legen, denn es wird nicht
vom Prinzip der „Bedarfsgemein-
schaft“ abgewichen. Damit fällt das
FDP-Konzept sogar noch hinter die
gleichnamigenVorstellungen von Die-

ter Althaus zurück, der sein „Bürger-
geld“ immerhin bedingungslos gewäh-
ren wollte, das aber aus linker Sicht
ebenfalls abgelehnt werden muss.

Ina Leukefeld macht auf ein weite-
res Problem aufmerksam: „Es ist direkt
abstoßend, wie in dem FDP-Papier zum
Bürgergeld wieder mit sozialrassisti-
schen Formulierungen eines angebli-
chen nötigen Schutzes vor den Fau-
len die Betroffenen denunziert und dis-
kriminiert werden“, so die Abgeordne-
te. Diese schrille Begleitmusik der Bil-
dung der neuen Bundesregierung müs-
se in der Gesellschaft aufmerksam ver-
folgt werden, fordert sie. Die Politike-
rin der LINKEN erinnert dabei an aktu-
elle demagogische Ausfälle von Thilo
Sarrazin (SPD) gegen Migranten und
Arme.

„Die marktradikale FDP verschiebt in
einem zunehmenden Klima sozialer
Ausgrenzung die Koordinaten der Po-
litik weiter nach rechts“, warnt Ina Leu-
kefeld. Es bleibe Aufgabe linker Poli-
tik, den aggressiven Angriffen auf Be-
troffene entgegenzutreten und Hartz
IV durch eine soziale, bedarfsorientier-
te Grundsicherung abzulösen.

Stefan Wogawa

Auch Dieter Althaus, der sich, wie
es aus CDU-Kreisen hieß, weiterhin
um seinen Vorschlag der Einführung
eines Bürgergeldes kümmern soll, will
damit den Ausstieg aus dem Sozial-
staatsprinzip vollziehen.Wie DIE LIN-
KE.Fraktion in ihrem Flyer u.a. ar-
gumentiert, würde hier die Wirtschaft
nicht mehr an der Finanzierung des
Sozialstaats beteiligt. Jeder bekäme
zwar monatlich 800 Euro Bürgergeld,
aber alle anderen Sozialleistungen
würden wegfallen und man müsste
noch 200 Euro als Pflichtgesundheits-
prämie an die Krankenkasse abfüh-
ren.

In Thüringen wurden am 1. März
2009 in den 1 329 Kindertagesein-
richtungen 81 093 Kinder ganztägig
oder für einen Teil des Tages aufge-
nommen und betreut. Das waren
nach Mitteilung des Thüringer Lan-
desamtes für Statistik 1 633 Kinder
bzw. 2,1 Prozent mehr als am 15. März
2008. 5 659 Kinder bzw. 7,0 Prozent
besuchten die Tageseinrichtung täg-
lich bis zu 5 Stunden. Weitere 4 962
Kinder bzw. 6,1 Prozent wurden zwi-
schen 5 und 7 Stunden in der Ein-
richtung betreut. Bei mindestens 7
Stunden besteht Ganztagsbetreu-
ung. In den Thüringer Einrichtungen
betraf das Anfang März dieses Jah-
res 70 458 Kinder. Hier betrug der
Anteil an den betreuten Kindern ins-
gesamt 86,9 Prozent.

Die kommunalen Spitzenverbände
sollen sich direkt in die Beratungen
des Landtages einbringen können.
Dafür schlägt MdL Frank Kuschel
einen Kommunalausschuss im Land-
tag vor und greift damit eine Idee der
LINKEN aus dem Bundestag und eine
Anregung einzelner kommunaler Spit-
zenverbände auf, dass bei allen kom-
munalpolitisch relevantenAngelegen-
heiten denVereinigungen ein frühzei-
tiges Beteiligungsrecht eingeräumt
wird. Bisher werden die Interessen-
vereinigungen der Gemeinden, Städ-
te und Landkreise nur bei laufenden
Verfahren formal einbezogen. DIE
LINKE werde in den kommenden Ge-
sprächen zu den Ausschüssen eine
Anregung zur Bildung eines Kommu-
nalausschusses geben.

Mit Blick auf die Rüge des Bundes-
verfassungsgerichts an das Sozialge-
richt Gotha wegen eines neun Jahre
verschleppten Verfahrens sowie ein
Versäumnis-Urteil desArbeitsgerichts
Nordhausen gegen das Land Thürin-
gen, weil kein Prozessvertreter vor
Gericht erschienen war, kündigte MdL
RalfHauboldtan, beideVorfälle imJus-
tizausschuss zum Thema zu machen.
Eine zu langeVerfahrensdauer sei eine
faktische Rechtsverweigerung zulas-
ten der betroffenen Bürger, denn eine
wirksame Rechtsdurchsetzung müsse
zeitnah erfolgen, unterstreicht der Jus-
tizexperte und verweist darauf, dass
das Urteil gegen das Sozialgericht Go-
tha „nicht die erste Rüge an die Thü-
ringer Gerichtsbarkeit wegen überlan-
ger Verfahrensdauer ist“.

Landtagssitzungen:
AllerVoraussicht nach findet die

nächste Landtagssitzung zur Ver-
eidigung der neuen Landesregie-
rung am 30. Oktober statt. Die er-
sten „ordentlichen“ Sitzungen der
fünften Legislaturperiode des Thü-
ringer Landtags sollen dann am 19.
und 20. November stattfinden.

Ausstellung:
Die Ausstellung „Eine bunte

Welt der Fantasie“ der Jugend-
kunstschule Zachariashof Bad
Langensalza ist noch bis 11. Okto-
ber im „Kunstturm“ (Hochhaus)
des Landtags zu sehen.

Internet:
Täglich aktuelle Informationen

über die Arbeit der Thüringer
Landtagsfraktion DIE LINKE so-
wie ihre parlamentarischen Initia-
tiven sind im Internet abrufbar
unter:

www.die-linke-thl.de

.
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K URZ UND PRÄGNANT

Mit Blick auf das nicht angefoch-
tene Volksbegehren für eine besse-
re Familienpolitik und dieAnkündi-
gungen der in Koalitionsverhand-
lungen befindlichen CDU und SPD,
2.000 neue Erzieherinnen-Stellen
schon zum neuen Kita-Jahr 2010
schaffen zu wollen, hat Margit Jung,
FamilienpolitikerinderLINKEN,un-
terstrichen, dass die Umsetzung des
Kita-Volksbegehrens umfassender
ist. Es beinhalte auch deutlicheVer-
besserungen beim gemeinsamen
Kita-Besuch von behinderten und
nicht behinderten Kindern und bei
der Unterstützung anderer Kinder
mit Förderbedarf z.B. wegen ihres
Migrationshintergrundes. Zudem
seien solche Punkte, wie Verbesse-
rungen in Weiter- und Fortbildung
und bei der Fachberatung sowie
bessere Finanzpauschalen, Inhalt
des direkt-demokratischen Gesetz-
entwurfs. Margit Jung bekräftigte,
„dass die Ankündigungen der Koa-
litionäre nichts daran ändern wer-
den, dass LINKE und Bündnis 90/
Grüne mit einem gemeinsamen Ge-
setzentwurf Druck auf die Koalition
machen werden. Der Gesetzentwurf
ist schon fertig, bildet sozusagen
das Volksbegehren als Parlaments-
gesetz ab und sein Inhalt ist zu 100
Prozent mit dem Trägerkreis des
Volksbegehrens abgestimmt“.

„Dass auch in diesem Jahr meh-
rere Millionen Euro an öffentlichen
Mitteln verschwendet wurden, oh-
ne dass daraus wegen der Füh-
rungslosigkeit des Landesrech-
nungshofs greifbare Konsequen-
zen gezogen werden, haben CDU
und SPD gemeinsam zu verantwor-
ten“, so Bodo Ramelow mit Bezug
auf das Schwarzbuch des Bundes
der Steuerzahler. Er verweist in die-
sem Zusammenhang auf die mehr-
fach gescheiterten Wahlen für das
Amt des Präsidenten und desVize-
präsidenten am Landesrechnungs-
hof in Rudolstadt. Es ist offensicht-
lich, dass sich bereits vor einem
Jahr CDU und SPD nicht über den
Weg trauten, weshalb mehrfach
dem Parlament vorgeschlagene
Kandidaten scheiterten. Einen ge-
meinsamen Vorschlag der drei im
Parlament vertretenen Parteien hat-
te es aber nie gegeben. Eine regie-
rungsunabhängige Kontrolle sei
deshalb nicht möglich. „DieAuffor-
derung des Bundes der Steuerzah-
ler, den Rechnungshof endlich wie-
der funktionsfähig zu machen,
kann nur nachdrücklich unterstützt
werden“, betonte Ramelow und
forderte den amtierenden Minister-
präsidenten auf, diesen unhaltba-
ren Zustand zu beenden und dem
Landtag bis zur endgültigen Klä-
rung der personellen Frage einen
Vorschlag für einen amtierenden
Präsidenten zu machen.

K ita-Volksbegehren

Personalfrage klären

Alle 27 Mitglieder der neuen Thü-
ringer Landtagsfraktion der LIN-

KEN sind aktive Vereinsmitglieder der
Alternative 54. Das heißt, alle Neuen
möchten das Satzungsziel aktiv mit um-
setzen. Ebenfalls gehören zwei Mitar-
beiter, drei ehemalige MdL und ein
MdB zumVerein.

Neuwahlen waren angesagt, so leg-
te der Vorstand am 7. Oktober Rechen-
schaft über die vergangenen zwei Jah-
re ab.

In regelmäßigen Abständen kommt
der Vorstand zusammen und entschei-
det über die vorliegenden Anträge, die
gemäß Vereinssatzung in seine Zu-
ständigkeit fallen. Das betraf im Be-
richtszeitraum insbesondere die Festle-
gungen von Zuwendungen an Antrag-
steller im Einzelfall bis zur Höhe von
500 Euro. Hierzu wurden von 2007 bis
einschließlich September 2009 insge-
samt 436 Einzel-Entscheidungen ge-

Jede Spende ist gelebte Solidarität
und Ansporn für neue Projekte
Alle neuen Abgeordneten der LINKEN in der Alternative 54/Neuer Vorstand gewählt

troffen. Die Summe der im gleichen
Zeitraum getätigten Zuwendungen an
andere beträgt 153.196,00 Euro.

Jährlich erfolgt durch die Revisoren
eine umfassende und tiefgründige Prü-
fung zum Finanzgeschehen. So gab
auch diesmal Ralf Kalich seinen Be-
richt, und es gibt auch diesmal keine
Beanstandungen. Für Maria Funke,
unsere gute Seele als Schatzmeisterin,
gab es dann wieder verdientes Lob
und Anerkennung für ihre gewissen-
hafte Arbeit.

Nach erfolgter Entlastung des bishe-
rigen Vorstands und Danksagung, be-

sonders an das ausgeschiedene Vor-
standsmitglied Dr. Johanna Scherin-
ger-Wright, war der Weg frei zu Neu-
wahlen.

Für die nächsten zwei Jahre setzt
sich der Vorstand der Alternative 54
wie folgt zusammen:

Vorsitzende : Heidrun Sedlacik
1. Stellvertreterin: Dr. Gudrun Lukin
2. Stellvertreterin: Cornelia Nitzpon
Schatzmeisterin: Maria Funke

Jede Menge Anträge liegen schon
bereit und der Vorstand hofft auf ein
reges Spendenaufkommen durch die
Mitglieder, denn jede öffentliche
Scheckübergabe durch unsere Land-
tagsabgeordneten ist gelebte Solidari-
tät und Ansporn für viele ehrenamtli-
che Vereinsprojekte besonders im Be-
reich Kinder- und Jugendarbeit.

Heidrun Sedlacik, MdL

Vor dem Hintergrund des kürzlich in
Suhl stattgefundenen Delegierten-

tages 2009 des Bundes der Kriminalbe-
amten(BDK)forderteRalfHauboldt, Jus-
tizexperte der Fraktion DIE LINKE, dass
die„durchdiealltäglichePraxis-Erfahrung
derMitgliedergeprägten inhaltlichenPo-
sitionen des BDK auch von Seiten der
staatlichen und politischen Entschei-
dungsträger entsprechend ernst genom-
men und in der weiteren politischen Ar-
beit berücksichtigt werden müssen“.

Dies gelte nicht nur für die Forderung
nach einem Internet-Notruf sowie nach
verbesserter personeller und logistischer
Ausstattung zur Bekämpfung von IT-
Kriminalität. Es gehe in diesem Zusam-
menhang auch um einen verbesserten
präventiven Selbstschutz der Internet-
nutzer, der in datenschutzrechtlichen Re-
gelungen seinen Niederschlag finden
müsse.

AuchinanderenThemenbereichenver-
tretederBDKPositionen,diezueinerVer-
sachlichung zumTeil populistisch aufge-
heizterDebattenbeitrage,dazugehöredie
Aussage des BDK, dass eine Verschär-
fung des Jugendstrafrechts nichts zur
LösungdesProblemsbeiträgt.Wichti-ger
sei, soRalfHauboldt, endlichdienotwen-
digen Rahmenbedingungen zu schaffen,
um alle vorhandenen Instrumente des Ju-
gendstrafrechts, der Prävention von
Straftaten und der Rückfallvermeidung
auszuschöpfen. Dazu gehörten genü-
gend Personalstellen in diesem Bereich,
z.B. bei der Jugendgerichtshilfe und der
Bewährungs-undStraffälligenhilfesowie
die Optimierung derArbeitsabläufe.

DIE LINKE sehe sich auch mit Blick
aufdiebeimBDK-Bundesdelegiertentag
diskutierten Inhalte in ihren Forderungen
bestätigt, dass die Prävention von Straf-
taten und Straffälligkeit absoluten Vor-
ranghatvorStrafverfolgung.„Eineerfolg-

reiche Prävention ist nicht nur und nicht
einmal vorrangig eine Frage des justi-
ziellen und polizeilichen Bereichs, son-
dern vor allem Aufgabe von Sozialbe-
hörden und anderen Trägern und Organi-
sationen im sozialen Bereich“, sagte der
Abgeordnete.

Dies gelte aber nicht nur für das Pro-
blemfeld Jugendkriminalität, sondern
auch für ein öffentlich immer wieder viel
diskutiertes Thema, wie den Schutz von
Kindern vor Gefährdungen und Miss-
handlungen, das nach Informationen, das
leider auch einen starken Bezug zum
Themenkomplexder Internetkriminalität
aufweise. „Wir werden das Gespräch mit
dem Bund der Kriminalbeamten suchen,
um die inhaltlichen Positionen und Pro-
bleme intensiv zu diskutieren“, kündigte
Ralf Hauboldt an.

Überbelegungsproblemendlichlösen

MitBlickaufdie indenMedienaktuell
geäußerte Kritik des Landesverbandes
der Strafvollzugsbediensteten an der
Überbelegung in den Thüringer Haftan-
stalten forderte Ralf Hauboldt, dass die-
ses Problem, das spätestens seit der Gro-
ßen Anfrage der LINKEN zur Situation
des Justizvollzugs offen auf dem Tisch
liegt, endlich gelöst werden muss.

Der LINKE-Abgeordnete kritisierte in
diesemZusammenhang,dassderVerweis
des Justizministeriums auf den Neubau
einer Jugendstrafanstalt in Rudisleben in
die Irre führe. „Das Überbelegungspro-
blembesteht inStrafanstaltenfürErwach-
sene, wie Hohenleuben und Untermaß-
feld. Durch das gesetzlich geltende Tren-
nungsgebot zwischen Erwachsenen- und
Jugendstrafvollzug ist es nicht möglich,
Rudisleben tatsächlich als Beleg für eine
Entlastunganzuführen.“Esmüsse, soder
AbgeordnetederLinksfraktion,möglichst

baldeinespürbareEntlastungfürdieHaft-
anstalten Untermaßfeld und Hohenleu-
ben gefunden werden.

Ralf Hauboldt verwies auf Zwischen-
fälle in diesen Haftanstalten, die mit der
für die Gefangenen schlechten Bele-
gungssituation im Zusammenhang ste-
hen,wiez.B.einemHäftlingsstreik inHo-
henleuben.AußerdemwirkesichdieÜber-
belegung sehr negativ auf die Arbeitsbe-
dingungen der Beschäftigten aus. Der
Abgeordnete forderte daher, dass entwe-
der ein weiterer Gefängnisneubau im Er-
wachsenenstrafvollzug ernsthaft ins Au-
ge gefasst werde oder es müssten zeit-
nah Umbau- oder Neubaulösungen an
den bestehenden Standorten Hohenleu-
ben undUntermaßfeld gefunden werden.
Indiesem Zusammenhang seienauchdie
früheren Neubaupläne in Ostthüringen
unter demGesichtspunkt der finanziellen
Umsetzbarkeit erneut zu prüfen.

Ralf Hauboldt kündigte als parlamen-
tarische Initiative der LINKEN im Land-
tag eine Selbstbefassung im Justizaus-
schuss an. „In diesem Rahmen ist ein
Informationsgespräch mit denVertretern
des Landesverbandes der Strafvollzugs-
bediensteten überaus sinnvoll.“

MDR1,RadioThüringen,hatteam18.
Oktober berichtet, dass der Landesver-
band der Strafvollzugsbediensteten den
Mangel an Gefängniszellen in Thürin-
gen kritisiert. Der Freistaat habe bundes-
weitdiegrößtenDefiziteunderfüllenicht
die gesetzliche Forderung nach Einzel-
zellen. Rund 57 Prozent der rund 1.900
Inhaftierten lebten in Gemeinschaftszel-
len mit bis zu sechs Betten. Das sei pro-
blematisch, weil sich die Gemeinschafts-
zellen schlechter kontrollieren ließen und
die Inhaftierten oftmals aggressiver sei-
en. Schwierig sei die Lage vor allem in
den Gefängnissen in Untermaßfeld und
Hohenleuben.

Hauboldt:VorschlägevonPraktikernernstnehmen
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BeimWort
genommen:

Kam für Sie der Einzug in den
Landtag über das Direktmandat

überraschend und womit haben Sie so
erfolgreich punkten können?

Ich hatte mir eigentlich immer eine
realistische Chance ausgerechnet –
vor allem als ich wusste, wer meine Ge-
genkandidaten sind. In meinem Wahl-
kreis bin ich als Bürgermeister von
Viernau – unsere Südthüringer Ge-
meinde mit ihren 2.200 Einwohnern war
die erste Solarkommune in den neuen
Ländern – und als Verfechter erneuer-
barer Energien bekannt.

Bitte stellen Sie sich unseren Le-
sern kurz vor?

Geboren 1948, von Haus aus Diplom-
ingenieur für Elektrotechnik. Vor der
Wende war ich Direktor für Ökonomie
im Kombinat Elektrogeräte Suhl, da-
nach leitendeAufgaben im Nachfolge-
betrieb und bei den Kreiswerken
Schmalkalden-Meiningen, u.a. als Pro-
kurist für den öffentlichen Nahverkehr.
Nach schwerer Krankheit undArbeits-
losigkeit seit 1999 ehrenamtlicher Bür-
germeister von Viernau, Mitglied im
Kreistag Schmalkalden-Meiningen
und Wahlkreismitarbeiter.

Mit welchen Erwartungen gehen
Sie in die parlamentarische Arbeit,

Bürgermeister der ersten
Solarkommune Ostdeutschlands
NACHGEFRAGT bei Manfred Hellmann (DIE LINKE), Direktmandat WK Schmalkalden-Meiningen II
was haben Sie sich vorgenommen?

Ich will mithelfen, Hürden zu neh-
men und Steine aus dem Weg zu räu-
men für den verstärkten Einsatz er-

neuerbarer Energien und eine Wende
hin zur dezentralen Energieversorgung
in Thüringen. Andererseits – und da
sehe ich auch einen Zusammenhang
mit zukunftsfähiger Energiepolitik –
geht es mir um das Thema Bevölke-
rungsentwicklung. Die alarmierenden
Tatsachen sind bekannt, sie müssen

aber noch näher beleuchtet und kon-
krete Schlussfolgerungen für die prak-
tische Landespolitik abgeleitet werden.
Dabei bin ich der festen Überzeugung,
dass Zukunftsfragen langfristig nur zu

lösen sind mit ei-
nem generellen
Umdenken, was
unsere Arbeits-
und Lebensweise
betrifft. In diesem
Zusammenhang
möchte ich nur das
Stichwort „soziale
Grundsicherung“
nennen.

Als direkt ge-
wählterAbgeord-
neter stehen Sie
bei den Bürgern
in Ihrem Wahl-
kreis im Wort,
welche Ziele sind
Ihnen hier beson-
ders wichtig?

Da steht natürlich an erster Stelle die
weitere Entwicklung unserer Solar-
kommune. Wir wollen jetzt in Viernau
noch einen Energiepark auf Genos-
senschaftsbasis modellhaft ins Leben
rufen. Dabei geht es um eine Kombi-
nation von Solaranlagen mit neuarti-
gen Windgeneratoren (um die vertika-

le Achse drehend). Ich könnte mir vor-
stellen, dass in solchen Energieparks
die künftigen Hybrid- und Elektroau-
tos betankt werden – umweltfreund-
lich und nicht mit Kohle- oder Atom-
strom.

Schon seit Jahren bemühen wir uns,
junge Familien im Ort zu halten. Unse-
re Kindergartenbeiträge gehören zu
den niedrigsten weit und breit. Das
Essen wird noch im Kindergarten ge-
kocht und kostet nur 1,30 Euro. Jedes
neu geborene Kind begrüßen wir mit
einem Patenschaftsgeld (250 Euro) und
wir pflanzen ihm ein Bäumchen – 118
sind es schon seit dem ersten im Jahr
2000.Aber trotzdem lösen wir die Pro-
bleme nicht, wenn die jungen Leute
keineArbeit finden bzw. kein Einkom-
men haben und so auch keine Zu-
kunftsplanung möglich ist.

Welchen Grundsatz würden Sie nie
über Bord werfen?

Aufrichtigkeit, ehrlich zu Entschei-
dungen zu stehen. Ich denke da auch
an meine Erfahrungen als Bürgermei-
ster. Man muss offen sein, den Leuten
reinen Wein einschenken.

(Für die Beantwortung der Fragen
dankt Annette Rudolph)

Sie gehören zu den neuenAbgeord-
neten der Landtagsfraktion der LIN-
KEN. Bitte stellen Sie sich unseren
Lesern kurz vor?

Ich bin 50 Jahre habe zwei Töchter
und zwei Enkelsöhne. Von Beruf bin
ich Elektrikerin und Diplom-Gesell-
schaftswissenschaftlerin. 1977 bin ich
in die SED eingetreten und habe vor
1989 als wissenschaftliche Mitarbeite-
rin in einem Kombinat und später
hauptamtlich in der FDJ sowie von
1988 bis 1989 in der SED-Kreisleitung
Nordhausen als Mitarbeiterin gearbei-
tet. Ich war aktiv am „Runden Tisch“
in Nordhausen für die SED/PDS und
Mitglied im ersten Präsidium des neu
gegründeten Thüringer Landesver-
bandes der PDS.

Seit 1991 bin ich Unternehmerin und
später Mitbegründerin und Teilhaberin
eines Tankanlagenservice. Zwischen-
durch war ich Wahlkreismitarbeiterin.
Seit 1994 bin ich im Kreistag Nord-
hausen, war hier zehn Jahre Kreistags-
präsidentin und bin nach meiner „fast“
erfolgreichen Landratskandidatur im
Jahr 2006 zur Fraktionsvorsitzenden

„…undjetztsollenmitSchwarz/Rosanurdie‚Wechsel’übrigbleiben“
NACHGEFRAGT bei Birgit Keller, Abgeordnete der Thüringer Landtagsfraktion DIE LINKE

gewählt worden. Seit 2009 bin ich auch
im Nordhäuser Stadtrat.

Mit welchen Erwartungen gehen
Sie in die parlamentarische Arbeit,

was haben Sie sich
vorgenommen?

Meine Erwartun-
gen werden gerade
enttäuscht. Ich bin
mit meiner Partei
für einen Politik-
wechsel in Thürin-
gen eingetreten
und jetzt sollen mit
Schwarz/Rosa nur
die „Wechsel“ üb-
rig bleiben. Ich
hoffe, mit meiner
Arbeit über eine
konstruktive Op-
position im Thürin-
ger Landtag drin-
gend notwendige
Veränderungen mit
auf den Weg zu
bringen. Da ich als
Unte rnehmer in
praktische Erfah-

rungen in der Wirtschaft gemacht habe
und auch jetzt noch an einem kleinen
Unternehmen beteiligt bin, will ich die-
se praxisnahen Erfahrungen in den
Landtag einbringen.

Wie werden Sie den Kontakt zu den
Wählern halten – für die notwendige
„Bodenhaftung“ sorgen – und wor-
um geht es Ihnen dabei vor allem?

Da könnte ich jetzt locker antwor-
ten, dies gehört zu den wichtigsten
Prioritäten eines Abgeordneten, was
ja auch stimmt. Ich denke, das ist das
„Leichte“, was vielleicht schwer zu ma-
chen ist. Deshalb habe ich mir vorge-
nommen, das Abgeordnetenbüro in
meinem Wahlkreis zu einem Bürger-
treffpunkt weiter zu gestalten. Um die
so genannte „Bodenhaftung“ mache
ich mir aber weniger Sorgen, da ich als
Kreistags- und Stadtratsmitglied in
Nordhausen regelmäßig auf den „Bo-
den der Tatsachen“ gezogen werde. Im
Übrigen sehe ich mich als „Beauftrag-
te“ der Bürgerinnen und Bürger im
Landtag, insbesondere als Interessen-
vertreterin sozial und wirtschaftlich
Benachteiligter.

Welchen Grundsatz würden Sie nie
über Bord werfen?

Dass Leben mehr ist als überleben.

Birgit Keller (l.) im Plenarsaal vor Beginn der konstitu-
ierenden Sitzung des Thüringer Landtags im Gespräch
mit den ebenfalls neuen Abgeordneten der Fraktion DIE
LINKE Dr. Thomas Hartung und Katharina König.
Fotos: A. Rudolph
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Auch das noch!
Unter dieser Rubrik spießt Stefan

Wogawa kurz, bündig und satirisch
die wichtigen und weniger wichti-
gen Dinge des Lebens auf:

Realitätsfern
Ein zunehmend groteskeres Bild

bietet die SPD. Nach dem schlechte-
stenWahlergebnis seitGründungder
BRD suchen dieTotengräber sozial-
demokratischerPolitikFehlernurex-
tern und beißen um sich. Schuld am
erbärmlichen Zustand der SPD habe
– Oskar Lafontaine. Das behauptet
ein verbitterter alter Mann, Franz
Müntefering, Noch-Parteivorsitzen-
der und ein Hauptverantwortlicher
für das desaströse Ergebnis bei der
Bundestagswahl.

Über Lafontaine hetzt Müntefe-
ring:„ErhatdieParteiverlassen,dann
verraten und anschließend ganz ge-
zielt gegen uns organisiert.“ Die
GründungderWASG,derenKoope-
ration mit der PDS und die Bildung
derParteiDIELINKEhabederSPD
„viel an Wählerschaft abgezogen“,
so die Analyse eines Mannes, der
immerhin Bundesminister war. Feh-
ler, diezumVertrauens-undWähler-
verlust geführt haben, wurden von
der SPD, folgt man Müntefering,
nicht gemacht, persönliche Fehler
will der erst recht nicht eingestehen.

Im Gegenteil: die vergangenen elf
Jahre Regierungsbeteiligung – mit
der deutschen Beteiligung am völ-
kerrechtswidrigen Krieg der NATO
gegen Jugoslawien, der berüchtig-
ten„Agenda2010“,HartzIV,Renten-
raub und Umverteilung nach oben -
sind für Müntefering „ein stolzes
Stück und ein gutes Stück“. Da fällt
einem kaum noch etwas ein, außer
vielleicht: ein starkes Stück! Denn
das ist soabsurd realitätsfernwiedas
selige Politbüro.

Auchderzweitehauptverantwort-
licheWahlverlierer,Spitzenkandidat
Frank-Walter Steinmeier, reagiert ir-
rational. Er bellt den Wahlgewinner
LINKE an und warnt vor einer An-
näherung.GipfelderFrechheit: „Mi-
ster 23 Prozent“ erdreistet sich, der
LINKEN angebliche Fehler vorzu-
rechnen. „Die Linkspartei will raus
aus der Nato, sie ist gegen den Lis-
sabon-Vertrag,sie istblindfürfinanz-
politische Verantwortung.“ Genos-
se „Gesunder Menschenverstand“
kämpft momentan wohl nicht auf
Seiten der SPD.

„Der rapide Rückgang der Bewerber-
zahlen für eine Berufsausbildung in
Thüringen und die relativ geringe Zahl
der Ausbildungssuchenden bedeuten
keine Entwarnung. Je weniger junge
Menschen in Thüringen eine berufli-
che Zukunft suchen, desto wichtiger
ist es, auch wirklich allen Bewerberin-
nen und Bewerbern eine vollwertige
Ausbildung mit guten Übernahmechan-
cen anzubieten. Davon sind wir aber
noch meilenweit entfernt“, sagt Susan-
ne Hennig, Abgeordnete der Fraktion
DIE LINKE im Thüringer Landtag.

Wie die Landesarbeitsagentur am 13.
Oktober vermeldet hatte, waren Ende
September in Thüringen nur noch 132
junge Leute auf Lehrstellensuche, wäh-
rend die Unternehmen 335 unbesetzte
Lehrstellen gemeldet hatten.

Susanne Hennig macht jedoch dar-
auf aufmerksam, dass immer noch weit
über die Hälfte der durch die Bundes-
anstalt für Arbeit angebotenen Ausbil-

dungsmöglichkeiten aus außerbetrieb-
lichen Plätzen, Berufsvorbereitung und
Ersatzmaßnahmen bestehen, die „meist
keine oder nur geringe Chancen auf ei-
nen reibungslosen Übergang in den
Beruf bieten“.

Ein wichtiger Faktor für die Abwan-
derung junger Menschen in die alten
Bundesländer liege darin, dass in vie-
len Ausbildungsstellen, vor allem im
außerbetrieblichen Bereich, keineAus-
bildungsentgelte gezahlt würden. Für
manche Ausbildungen seien sogar Ge-
bühren zu entrichten.

Susanne Hennig abschließend: „Wir
fordern die Arbeitsagenturen auf, die
Zahl der außerbetrieblichen und voll-
zeitschulischen Vermittlungen zugun-
sten der betrieblichen deutlich abzusen-
ken. Zudem sollte sich die neue Lan-
desregierung dringend für eine Entgelt-
regelung für alle jungen Menschen ein-
zusetzen, die sich in Ausbildung befin-
den. Dies ist überfälllig!“

Hennig:MehrbetrieblicheAusbildung

An einer spannenden Bildungsreise
zum Städtebau Berlin – organisiert

und durchgeführt von der Kreisvolks-
hochschule Greiz – konnten neben zahl-
reichen interessierten Bürgerinnen und
Bürgern auch Heidrun Sedlacik, woh-
nungspolitische Sprecherin der Links-
fraktion, und ihre wissenschaftliche Mit-
arbeiterin teilnehmen. Die Bildungsreise
führte uns auf die Spuren des 300jähri-
gen Preußischen Staates mit seinen ein-
drucksvollen Bauwerken, wie Schloss
Charlottenburg und Schloss Köpenick.
Im Programm standen außerdem der Be-
such der Hohenzollerngruft im Berliner
Dom und eine Stadtrundfahrt.

Entstandenaus56Dörfern,Gemeinden
und Kleinstädten leben heute 3,5 Millio-
nen Menschen in der auch von der Flä-
che her größten Stadt Deutschlands.
500.000GästezähltdieHaupt-undRegie-
rungsstadt täglich. Berlin ist also ständig
in Bewegung.

Auf der Stadtrundfahrt erfuhren wir
auch, dass der ehemals Westberliner Be-
zirkKreuzbergmit250.000Menschen,die
ihre Wurzeln in der Türkei haben, auch
als die größte türkische Gemeinde außer-
halb der Türkei bezeichnet wird und dass
derOstberlinerStadtbezirkFriedrichshain
– charakteristisch die sanierungsbedürf-
tigen Mietshäuser, Second-Hand-Läden,
Jugendhotels, aber auch das berühmte
Nachtleben – einViertel ist, in dem über-
wiegendLebenskünstler,RentnerundAr-
beitslose leben. Alexanderplatz, Regie-
rungsviertel, derum1900nachdemPari-
ser Vorbild des Champs-Elysée erbaute
Boulevard Kurfürstendamm, das Niko-
laiviertel – die Wiege Berlins seit 1237 –
unddieMuseumsinselwarenweitereOrte
der Stadtführung.

Halt machten wir am Denkmal für die
ermordeten Juden Europas im Zentrum
Berlins. Das Denkmal besteht aus dem

Von den Unterwelten bis zum
Beinahe-Bürgerforum
Mit der Kreisvolkshochschule Greiz auf Bildungsreise zum Städtebau in Berlin

von Peter Eisenman entworfenen Ste-
lenfeld, welches im Zentrum eine Höhe
vonfünfMeternerreichtund inSichtwei-
te des Bundestages erbaut ist. Damit wird
die Verantwortung der heutigen Politik
verdeutlicht, dafür Sorge zu tragen, dass
diese Vergangenheit sich nicht wieder-
holt.

GegenstandderBildungsreisewarauch

die Betrachtung der städtebaulichen Ent-
wicklung Berlins ab 1938. Anhand noch
erkennbarer Spuren des Projektes „Welt-
hauptstadt Germania“ (Besuch des
Schwerbelastungskörpers) wurden die
größenwahnsinnigen Stadtumbaupläne
von Hitler, Speer und Goebbels deutlich.
Auch die Führung in den „Berliner Un-
terwelten“ inBerlin-Gesundbrunnenver-
anschaulichte das Ausmaß dieser
schrecklichen Geschichte.

Der im Jahr 1997 gegründete Verein
BerlinerUnterweltene.V. (www.berliner-
unterwelten.de) macht in Form von Füh-
rungen durch unterirdische Bauwerke
Geschichte aus einer anderen Perspekti-

ve erlebbar (unser Foto). Wie wichtig es
ist, von dieser Geschichte Kenntnis zu
haben und diese auch nachfolgenden Ge-
nerationen weiterzuvermitteln, wurde in
vollerDeutlichkeitdurchdenamEingang
des U-Bahnschachtes zu lesende Spruch
klar: „Wer dieVergangenheit nicht kennt,
läuftGefahr, siezuwiederholen.“

Eindrucksvoll und mit historischen,
politischen und ge-
sellschaftlichen Er-
läuterungenreferier-
te der bekannte Ar-
chitekturkritiker Dr.
BrunoFlierlineinem
Fachvortrag zur
städtebaulichen In-
szenierungderStadt
Berlin– insbesonde-
re inden letztenJah-
ren – und zum um-
strittenen Wieder-
aufbau des Berliner
Stadtschlosses ,
dem der Palast der
Republik weichen
musste. Spannend
die Ausführungen
zum nicht gebauten

Bürgerforum im Regierungsviertel. Zwi-
schen Bundeskanzleramt und dem
Reichstag sah der Entwurf des Architek-
tenundaufgeklärtenBürgerrechtlersAxel
SchultedenBaueinesweiterenGebäude-
ensemblesvor. Imsogenannten„Bürger-
forum“ sollte der Souverän mit den vom
ihm gewählten Vertretern ins Gespräch
kommen.EingeradezuidealerEntwurffür
direkte Demokratie, der aber als wohl zu
demokratische Idee keine Umsetzung er-
fuhr, also politisch nicht gewollt war. Das
gestrichene Bürgerforum lässt heute dort
eine begrünte Lücke, die durchaus auch
als Be-gegnungs- und Kommunikations-
stätte sowie Ort der Willensbekundung
dienen kann.

Den Abschluss der Reise bildete der
Besuchdes1909errichtetenOlympiasta-
dions, das 2006 umfänglich saniert wur-
de.MitSpannungwirddasProgrammzur
Bildungsreise 2010 erwartet, die – soviel
sei schon verraten – wieder in die Bun-
deshauptstadt führen wird.

Diana Kölbel


